Globale Soziale Rechte  on TOUR 
Veranstaltungsreihe im Frühjahr 2008 in sieben Städten

Unter dem gemeinsamen Anspruch, „der Globalisierung des Kapitals, der Märkte und der Waren mit einer Globalisierung der Sozialen Rechte zu begegnen“, zielt die Initiative für Globale Soziale Rechte auf einen spektrenübergreifenden Verständigungsprozess. Damit sollen die Übereinstimmungen in der „Bewegung der Bewegungen“ vertieft und ihre Widersprüche in praktischer Perspektive diskutierbar gemacht werden. In dieser Orientierung haben MitarbeiterInnen und AktivistInnen der attac-AG Genug für alle, der IG Metall, des antirassistischen Netzwerks kein mensch ist illegal, der entwicklungspolitischen NGO medico international und von Greenpeace im letzten Jahr in Frankfurt und Rostock erste Veranstaltungen im Rahmen der Mobilisierung gegen den G8 durchgeführt. Im Oktober 2007 veröffentlichte die Initiative einen entsprechenden Plattformtext. 

Im Frühjahr 2008 finden nun in sieben Städten Diskussionsveranstaltungen statt, die zwar entsprechend ihrer lokalen Bedingungen und Interessen jeweils unterschiedliche Schwerpunkte setzen, die aber alle der übergreifenden Fragestellung folgen, wie sie in der schon erwähnten Plattform formuliert ist: „Soll das Potenzial der unterschiedlichen Initiativen für eine Globalisierung Sozialer Rechte wirklich freigesetzt werden, kann es nicht um das freihändige Erstellen eines Katalogs der Wünschbarkeiten gehen, sondern nur um einen offenen Austausch über die inneren Widersprüche der AkteurInnen einer solchen ‚Globalisierung von unten’“.

Mit der Reihe soll der spektren- und themenübergreifende Diskurs einerseits auf lokale Ebenen verbreitert, zum anderen aber mit jeweiligen praktischen Ansätzen vor Ort verknüpft werden. Damit setzen und hoffen wir auf einen längerfristigen Auseinandersetzungsprozess, auf eine „Diskussion über die unterschiedlichen Eigenlogiken der Handlungsfelder von AktivistInnen sozialer Bewegungen, MitarbeiterInnen von NGOs und GewerkschafterInnen“ (Plattform), in der schließlich auch praktische Projekte für Globale Soziale Rechte miteinander kurzgeschlossen oder völlig neu entwickelt werden können und sollen.

Mehr Informationen zur Initiative Globale Soziale Rechte sowie zu den verschiedenen Veranstaltungen demnächst unter: www.globale-soziale-rechte.de 

...Frankfurt 16.4.; Hamburg 18.4.; Tübingen 22.4.; Hanau 22.4.; Bremen 14.5.; Nürnberg 28.5.; Berlin 3.6. ...

 Frankfurt – Mittwoch, 16. April 2008 

19.30 Uhr Gewerkschaftshaus, Wilhelm Leuschner Strasse

Gute Arbeit in Zeiten des Klimawandels?

Diskussionsveranstaltung der Initiative Globale Soziale Rechte

mit Karsten Smid (Greenpeace Hamburg) 
und Axel Gerntke (IG Metall Frankfurt)
„Ist eine friedlichen Koexistenz zwischen Umweltschutz und sozialer Gerechtigkeit in Zeiten des Klimawandels noch möglich?“ Mit dieser Frage spitzen MitarbeiterInnen von Greenpeace in einem aktuellen Text zu, was in der im Oktober 2008 veröffentlichten Plattform für globale soziale Rechte bereits aufgerissen wurde: „Die Komplexität eines Projektes für Globale Soziale Rechte scheint sich nochmals zu vervielfachen, sobald die unumgänglichen ökologischen Fragen einbezogen werden. Was bedeutet Globale Ökologische Gerechtigkeit, wenn die klassischen Industrieländer die historische Schuld (nicht nur) für den Klimawandel tragen, einige Schwellenländer mittlerweile an der Schraube mitdrehen und vor allem die armen Länder von den Konsequenzen betroffen sind? Hinzu kommt die zeitliche Brisanz: Gelingt es nicht, den globalen Trend der ansteigenden CO2 Emissionen in den nächsten 10 – 15 Jahren zu brechen, drohen unkontrollierbare und unumkehrbare Folgen.“

Zwingt die Dringlichkeit der Klimakrise gar zu einer (vorübergehenden) Hierarchisierung in unseren umfassenden Forderungen nach globalen sozialen Rechten? Zu realpolitischen Kompromissen oder Zwischenschritten in Richtung eines ökologisch (preis-)regulierten Kapitalismus, um den Planeten zu retten? Oder bleibt ein ökologischer Kapitalismus immer eine Illusion? Und dient letzlich nur der Rechtfertigung für die Aufrechterhaltung der Ungleichheiten? 

„Es stellt sich (jedenfalls) die Frage, wie Entwicklung und Wachstum aus unterschiedlichen Blickwinkeln definiert und zu den ökologischen Grenzen ins Verhältnis gesetzt werden können. Zur Disposition gestellt wird dann ein Lebensstil, der aus ökologischer Verantwortung nicht globalisierbar ist, obwohl global nach ihm gestrebt wird. Um ein Beispiel zu geben: das Recht auf globale Mobilität lässt sich über die Vervielfachung der dominanten Verkehrsformen (vom Auto bis zum Flugzeug) auch dann nur um den Preis einer ökologischen Katastrophe umsetzen, wenn weitere technologische Fortschritte unterstellt werden. Sollen Individualverkehr und Reisen aber nicht das Privileg einer begüterten Minderheit bleiben, scheint eine Lösung nur im Verzicht zu liegen, der faktisch von den globalen Mittelklassen, also von uns zu leisten wäre. Oder suchen und setzen wir auf „die ganze Bäckerei“, auf gänzlich neue Verhältnisse, in denen wir das gute Leben mit einem global verträglichen Ressourcen- und Energieverbrauch neu erfinden können und müssen?“ (aus dem Plattformtext)

Kurze Rückblende: Im Februar 2007 und unter Bezug auf die Mobilisierung gegen den G8-Gipfel fand in Frankfurt eine Tageskonferenz statt, die im Leitbegriff der Globalen Sozialen Rechte erstmals Fragen zum universellen Mindesteinkommen, zu transnationalen Gewerkschaftskooperationen und zum Recht auf Migration zusammenführte. In einer Folgeveranstaltung in Rostock wurde von KollegInnen von Greenpeace die ökologische Frage eingebracht, die dann auch in der zitierten Plattform ihren Niederschlag fand. Die Veranstaltung  holt diesen Prozess nun nach Frankfurt zurück und wird auch auf die weiteren Perspektiven der Initiative für globale soziale Rechte zu sprechen kommen.

veranstaltet von attac/FfM, Medico International, IG Metall, kein mensch ist illegal/Hanau

Hamburg – Donnerstag 18.4
(noch keine weitere Ankündigung)
Hanau - Dienstag 22.4.2008  – 19.30 Uhr im DGB-Jugendheim
Globale Soziale Rechte rund um Mindestlohn und Migration

Diskussionsveranstaltung zum (Mini)Euromayday am 30.4. sowie zum 1. Mai  mit Horst Schmitthenner (IG Metall, Verbindungsbüro Soziale Bewegungen)
Wanderarbeit, temporäre oder saisonale Beschäftigung in den (relativen) Hochlohnzonen sind Möglichkeiten für die Menschen in den Niedriglohnländern, das weltweite Ausbeutungsgefälle zu unterlaufen und ihr Einkommen zu erhöhen. Für rumänische oder ukrainische ArbeitsmigrantInnen z. B. bringen zwei Monate landwirtschaftlicher Saisonarbeit in Westeuropa (für 5-6 Euro pro Stunde) mehr als ein Jahreseinkommen in  der Fabrikarbeit, die dort kaum zu finden ist. Und in Richtung Moldawien, nach Asien oder Afrika wird das Gefälle noch größer. Gleichzeitig bleiben ArbeitsmigrantInnen aus diesen Ländern zumeist von jeglicher legalen Beschäftigungsaufnahme ausgeschlossen, selbst Einreise und Aufenthalt sind in der Regel illegalisiert. Können sie Arbeit meist nur irregulär finden, ist das quer durch Europa für die Arbeitsmärkte funktional. Sweatshops und Baustellen, Landwirtschaft und Haushalte, Restaurants- und Putzdienste, Pflege- und Sexindustrie sind auf billige, flexible und vor allem fügsame, rechtlose ArbeitsmigrantInnen angewiesen. Es liegt also im kapitalistischen Interesse der unbedingten Ausweitung von Niedriglohnjobs, MigrantInnen und WanderarbeiterInnen mit den jeweiligen ansässigen Einwohnern in Konkurrenz zu setzen. Die Betroffenen wiederum sind häufig bereit, ja müssen bereit sein, die üblichen Lohnstandards, egal ob Tarife oder Mindestlöhne, zu unterbieten: um den Ausschluss vom Arbeitsmarkt zu umgehen oder auch weil ihr unsicherer Aufenthalt an einen Arbeitsplatz gekoppelt ist. 

Das Spannungsfeld wird erkennbar: Es ist einerseits berechtigt und notwendig, die über Jahrzehnte erkämpften oder zugestandenen Lohnstandards zu verteidigen, sofern die Unterbietung der Tarif- oder Mindestlöhne von Menschen aus Niedriglohnländern als Konkurrenz bzw. als Katalysator der Lohndumping-Spirale nach unten erscheint. Auf der anderen Seite hat das Migrieren gegen das Ausbeutungsgefälle, das Aneignen des Rechts auf Bewegungsfreiheit und für ein besseres Leben, ebenfalls seine eigene, gleichermaßen berechtigte Logik.

Aber wie mit diesem Widersprüchen umgehen? Klassischer Protektionismus von konservativen Gewerkschaften bis zu Oskar Lafontaine ruft nach dem „starken Staat“, nach mehr gesetzlichen, mit verstärkten polizeilichen Maßnahmen durchzusetzenden „Schutzregelungen“. Wird das zunächst mit dem Widerstand gegen die ungebremste Ausbeutung in einem Geflecht von Subfirmen begründet oder gleich als Kampf gegen modernen Menschen- und Sklavenhandel bezeichnet, richten sich entsprechende Kampagnen zumindest in zweiter Linie dann aber auch oftmals gegen „die Fremdarbeiter und die Illegalen.“ Razzien und Abschiebungen sind häufig der notwendige Preis der Aufrechterhaltung des bestehenden Lohngefüges, sie sind Ausdruck eines standortnationalistischen Protektionismus, der das Ausbeutungsgefälle kaum bis gar nicht thematisiert, weil die von Razzien und Abschiebung Betroffenen geopfert oder gar zu Sündenböcken gemacht werden.

Die Forderungen von Flüchtlingsselbstorganisationen und aus dem radikaleren antirassistischen Spektrum nach offenen Grenzen, nach dem uneingeschränkten Recht auf Bewegungsfreiheit, sei es aus Gründen der Flucht vor Verfolgung oder Armut, sei es eine Migration gegen das Ausbeutungsgefälle, ist zunächst politisch, sozial und vor allem moralisch im Recht! Dennoch muss dieser moralischen Gerechtigkeit die Frage der realen Ungleichzeitigkeiten durch das geschaffene Gefälle gegenübergestellt werden, mit denen von Kapitalseite in unterschiedlichster Form Spaltungen und Gegeneinanderausspielen zur verschärften Ausbeutung ausgenutzt oder gar in Gang gesetzt werden. Der Interessensunterschied oder sogar Gegensatz zwischen einheimisch-etablierten und neugekommen-rechtlosen ArbeiterInnen lässt sich nicht einfach mit plattem Inter- oder Transnationalismus wegreden.

Wie und wo überbrückende Ansätze vorantreiben? In den USA steht die Justice for Janitors Kampagne für den erfolgreichen Versuch, illegalisierte bzw rechtlose MigrantInnen im   gewerkschaftlich zu organisieren. Verdi hat daran orientierte Pilotprojekte gestartet. Ist dieses „Organising“ auch für deutsche bzw. europäische Verhältnisse ein Modell? 

Der Europäische Wanderarbeitsverein, von der IG BAU initiiert, nutzt das Mindestlohngesetz im Bausektor, um osteuropäische Wanderarbeiter gegen Lohnbetrug zu unterstützen und damit gegen die Dumpingspirale in diesem Bereich anzugehen. Ist der Mindestlohn also die wichtigste Voraussetzung einer gemeinsamen Gegenwehr von migrantischen und einheimischen ArbeiterInnen?

Und wäre es darüberhinaus nicht notwendig, gewerkschaftliche Bewegung in neuen Formen zu inter- oder transnationalisieren? Müsste es beispielsweise für die IG-Metall nicht darum gehen, statt nur dem alten Standort (Bochum) hinterherzulaufen, die gewerkschaftliche Organisierung der neuen Nokia-ArbeiterInnen in Rumänien zu unterstützen?

Zu diesen und ähnlichen Fragen laden ein:

DGB Hanau und Sozialforum Hanau
Tübingen - Dienstag, 22.4., 20 Uhr, 

Schlatterhaus, kl. Saal, Österbergstr. 4,

bisheriger Arbeitstitel:

Vortrag und Diskussion:

 "Globale Soziale Rechte - neues strategisches Projekt der Linken?" 

mit Thomas Seibert (Plattform Globale Soziale Rechte, medico international) und verschiedenen Tübinger Initiativen

zur Veranstaltung laden ein:

Vorbereitungsgruppe für die Tübinger Mayday-Parade 2008, Rosa-Luxemburg-Forum für Bildung und Analyse in Baden-Württemberg, attac Tübingen, ZAK, [`solid] Tübingen-Reutlingen, Freies Radio Wüste Welle, Infoladengruppe

Bremen – Mittwoch 14. Mai 2008 19 Uhr. Ort: Veranstaltungssaal im

Gewerkschaftshaus Bremen, Bahnhofsplatz 22-28.

„Supermärkte contra globale Rechte: Supermärkte treten nicht nur die

Rechte von ProduzentInnen und VerkäuferInnen mit Füßen, auch die

ökologischen Ressourcen bleiben auf der Strecke (Arbeitstitel).

Podiumsdiskussion über gemeinsame Widerstandsstrategien - mit: 

Spitou Mendy (Senegal/SAT – migrantische LandarbeiterInnengewerkschaft

in Südspanien)

Agnes Schreieder (ver.di-Vorstand/Hamburg – Lidl-Kampagne)

Werner Rätz (Attac – „AG Genug für alle“)

Aktivistin aus der Umweltbewegung: N.N.

Veranstalter: NoLager Bremen und andere“

Nürnberg – 28. Mai 2008
noch keine weiteren Ankündigungen

Schwerpunkt Gewerkschaften und Migration

Berlin, 3. Juni, ab 19 Uhr im Statthaus Böcklerpark

"Globale Soziale Rechte: Klimapolitik ? Arbeitskämpfe ? Kampf gegen

Privatisierung ?"

Format wäre eine Podiumsveranstaltung mit z.B. 4 geladenen Gästen,

Inputs ca. 10 min, dann Nachfragen und Diskussion.

1.) Klimaschutz, u.a. Attac-Kampagne zur Zerschlagung der

Energiekonzerte (Alexis Passadakis)

2.) Kampf gegen Privatisierung (Wassertisch)

3.) Belegschaft Vattenfall oder Verdi-Vertreter_in

4.) Idee Globale Soziale Rechte

Mit der Veranstaltung sollen verschiedene Kämpfe um Rechte miteinander

in Diskussion gebracht werden. 1997 wurde in Berlin die

Energieversorgung privatisiert. 2003 efolgte der Kauf durch Vattenfall.

Mit der Privatisierung ging eine Entrechtung der Beschäftigten einher.

Die Beschäftigten kämpften gemeinsam mit Verdi 3 Jahre lang um eine

Vereinheitlichung der Tarife und gegen betriebsbedingte Kündigungen. Die

Mitsprachemöglichkeit des Senats und damit von Bürger_inneninteressen

wurde geschwächt. Diese Entwicklungen im Lokalen wurden nicht ohne

Widerspruch hingenommen, Kämpfe gegen Privatisierung begleiten diese

neoliberale Politik bis heute. Eine der Gegenstrategien ist der Kampf gegen Privatisierung wie z.B. des Berliner Wassertisches, eine andere die Diskussion um die Forderung nach Globalen Sozialen Rechten. In ihr

sollen unterschiedlichen Kämpfe miteinander in Beziehung gesetzt werden.

Für unsere Veranstaltung sind Kämpfe um Arbeitsbedingungen und

Energieversorgung zentral. Einer Energieversorgung die sich anhand von

ökologischen Kriterien verwirklichen lässt und den Klimaschutz

berücksichtigt. Arbeitsbedingungen die sich nach den Bedürfnissen und

Fähigkeiten der Menschen richten.

Klimaschutz beinhaltet nicht nur den Einsatz für die Natur und die

Abwendung der Klimakatastrophe, sondern auch den in direktem

Zusammenhang stehenden Kampf um gerechte Verteilung, Ressourcen,

Ernährungssouveränität, Zugang zu Wasser, Energie und Gesundheitsversorgung.

Mit den gegenwärtigen Abwehrkämpfen und einer Politik die "das

schlimmste vermeiden will", kommen wir einer gemeinsamen Verwirklichung

der unterschiedlichen Ziele seltenst näher. Eine gemeinsame Strategie

und politische Praxis der unterschiedlichen Gruppierungen verspricht

mehr Aussicht auf Erfolg. Deswegen wollen wir gemeinsam ausloten, wo

diese Kämpfe sich gegenseitig stärken können und einem Ausspielen von

Interessen entgegentreten.

Wir haben zwar die Technik und auch Konzepte um Ziele zu verwirklichen,

an der sozialen Kraft um diese Konzepte durchzusetzen, müssen wir aber

noch intensiv arbeiten. "Win-win"-Situationen müssen solidarischer,

langfristiger und globaler gedacht werden, als wir das bislang gewohnt sind.

Welche Rolle könnte in diesem Verbinden von Kämpfen den Beschäftigten

und der Gewerkschaft zukommen, welche Rolle der Initiative für Globale

Soziale Rechte?, dem Berliner Bündnis gegen Privatisierung usw.?

